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Politischer Neubeginn in Malaysia:  
Die Parlamentswahlen vom März 2008
Andreas Ufen
Die Wahlen vom 8. März 2008 endeten mit einem sensationellen Resultat. Trotz der 
jahrzehntelangen Übermacht der Regierungskoalition konnte die Opposition nach ih­
rem schlechtesten Ergebnis bei den letzten Wahlen 2004 diesmal enorme Zugewinne er­
zielen. Sie stellt jetzt in fünf Bundesländern die Regierung.
Analyse:
Zwar konnte die Regierungskoalition, die Nationale Front, die Wahlen für sich ent­
scheiden, sie musste aber so große Stimmenverluste hinnehmen, dass Oppositionspoli­
tiker von einer „Revolution“ und einem Neubeginn sprachen. Die politischen Ausein­
andersetzungen werden sich in den kommenden Jahren erheblich wandeln.
Ein ganzes Ursachenbündel ist für die Verluste der Regierungskoalition verant­
wortlich zu machen: die unzureichende Bekämpfung von Armut und Korruption, 
die verschlechterten interreligiösen Beziehungen, die provozierende Bekräftigung 
malaiischer Vorrechte durch Politiker der Partei von Premierminister Abdullah Ba­
dawi, der Stimmungsumschwung insbesondere unter Malaysiern indischer und 
chinesischer Abstammung, die anhaltend hohe Kriminalitätsrate, die gestiegenen 
Verbraucherpreise sowie die effiziente, teils durch den Einsatz neuer Medien er­
leichterte Arbeit und das Zusammenrücken der zivilgesellschaftlichen und partei­
politischen Opposition seit 2004.
Die Opposition ist mit 82 Abgeordneten im nationalen Parlament sowie durch die 
Übernahme von nunmehr fünf Landesregierungen stark repräsentiert. Die poli­
tische Kultur und das politische System Malaysias könnten in den kommenden Jah­
ren nachhaltig verändert werden. In den fünf Bundesländern kann die Opposition 
zudem für mehr Transparenz, einen effektiven Kampf gegen Korruption und eine 
Demokratisierung in den Kommunen sorgen.
Bei den großen ethnischen Gruppen haben die Regierungsparteien ihren Alleinver­
tretungsanspruch verloren. Premierminister Badawi ist – ebenso wie andere Partei­
führer – geschwächt. Es werden in den nächsten Monaten heftige innerparteiliche 
Kämpfe erwartet.
Die enormen Gewinne der säkularen Oppositionsparteien signalisieren eine größe­
re Bereitschaft der Wähler, sich von kommunalistischen, also ethnischen und religi­
ösen, Zuordnungen zu lösen.
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1.	 Einleitung
Am 13. Februar wurde das Parlament durch Premi­
erminister Abdullah Badawi nach Konsultation des 
Königs aufgelöst – mehr als ein Jahr vor dem end­
gültigen Ablauf der Legislaturperiode. Die Wahl­
kommission legte den Wahltermin auf den 8. März. 
Es standen nicht nur 222 Mandate für das nationale 
Parlament (Dewan	Rakyat), sondern auch 505 Sitze 
in zwölf der 13 Länderparlamente (Dewan	Undan-
gan	 Negri) zur Abstimmung. Einzige Ausnahme 
war Sarawak, wo zuletzt im Mai 2006 gewählt wor­
den war.
Malaysia hat ein Zweikammerparlament. Die 
erste Kammer, der Senat, ist weitgehend einflusslos. 
Die zweite Kammer ist das Repräsentantenhaus, 
dessen Mitglieder in relativer Mehrheitswahl in Ei­
nerwahlkreisen gewählt werden. Die Regierungs­
koalition Nationale Front (Barisan	Nasional – BN) 
hat sämtliche nationalen Wahlen seit der staatlichen 
Unabhängigkeit 1957 gewonnen. Zur BN, die von 
der UMNO (United	Malays	 National	 Organization) 
angeführt wird, gehören gegenwärtig 14 Parteien, 
die in der Regel jeweils bestimmte ethnische Grup­
pen repräsentieren, also etwa die Mehrheit der Ma­
laien (53,4 % der Bevölkerung) oder die chinesische 
und die indische Minderheit (26,0 % bzw. 7,7 %). 
Die wichtigsten dieser Parteien sind neben der 
UMNO die MCA (Malaysian	 Chinese	 Association), 
die PBB (Parti	 Pesaka	 Bumiputera	 Bersatu	 –	United	
Traditional	Bumiputera	Party), der MIC (Malaysian	In-
dian	Congress) sowie Gerakan (Parti	Gerakan	Rakyat	
Malaysia	–	Party	Gerakan).
Ein wesentliches Merkmal des politischen Sys­
tems sind begrenzt kompetitive Wahlen, bei denen 
die Oppositionsparteien stark benachteiligt sind: 
Die Wahlkreise sind zugunsten der BN eingeteilt, 
außerdem wird die Berichterstattung von den staat­
lichen und regierungsnahen Medien beherrscht. 
Zeitungen der Opposition sind kaum erhältlich. Im 
Wahlkampf verfügen die Regierungsparteien über 
ungeheure finanzielle Mittel und können einzelnen 
Wahlkreisen umfassende staatliche Investitionen 
in Aussicht stellen. Außerdem kommt es zu erheb­
lichen Einschränkungen der Organisations­, Ver­
sammlungs­ und Demonstrationsfreiheit (Lim/Ong 
2006).
Die Opposition war bisher in aller Regel fragmen­
tiert und zerstritten. Eine bedeutende Ausnahme 
stellten die Wahlen 1999 dar, als sich die wichtigs­
ten Oppositionsparteien, also die PAS (Parti	 Islam	
SeMalaysia	–	Pan-Malaysian	Islamic	Party), die DAP 
(Democratic	Action	Party) und die PKN (Parti	Keadi-
lan	Nasional	–	National	Justice	Party; seit 2004 PKR, 
Parti	Keadilan	Rakyat	–	People’s	Justice	Party), in der 
Alternativen Front (Barisan	Alternatif – BA) vereinig­
ten und als eine Zeitlang sogar ein Sieg dieser Koa­
lition möglich erschien. Damals hatte sich nach der 
Verhaftung des stellvertretenden Premierministers 
Anwar Ibrahim aus Protest und aus Solidarität mit 
ihm die prodemokratische Reformasi­Bewegung 
gebildet. Letztlich gewann die BN auch 1999 eine 
Zweidrittelmehrheit der Mandate und konnte 2004 
sogar einen der größten Wahlerfolge seit den 1950er 
Jahren erzielen, zumal sich die BA inzwischen mit 
dem Austritt der DAP wieder gespalten hatte.
2.	 Entwicklungen	vor	den	Wahlen
Bei den Wahlen 2004 (Matoen/Mokhtar 2006; Lim/ 
Ong 2006) gewann die BN 198 der 219 Sitze des 
nationalen Parlamentes und 505 der 552 Sitze auf 
Landesebene.	Für die Opposition endeten die Wah­
len desaströs. Die PAS verlor die Mehrheit im Bun­
desland Terengganu. Für die PKR konnte sich nur 
Wan Azizah, die Ehefrau Anwar Ibrahims, in ihrem 
Wahlkreis durchsetzen. Die DAP war die einzige 
Oppositionspartei, die mit immerhin zwölf Abge­
ordneten im nationalen Parlament ihr Wahlziel er­
reichte.
Einer der wesentlichen Gründe für den Sieg der 
BN war die Popularität des im Oktober 2003 neu ins 
Amt gekommenen Premierministers Abdullah Ba­
dawi gewesen, der einen anderen Führungsstil als 
sein autokratischer Vorgänger Mahathir Mohamad 
pflegte. Badawi, ein orthodoxer Muslim, der aus ei­
ner einflussreichen malaiischen Familie von ulama	
(islamischen Gelehrten) stammt, hatte nach seiner 
Amtsübernahme einige Reformen eingeleitet. In den 
Jahren nach den Wahlen von 2004 zeigte sich aber, 
dass die versprochene Bekämpfung von Armut 
und Korruption ausblieb, sich die interethnischen 
und interreligiösen Beziehungen nicht verbesserten 
und dass auch ein wirtschaftspolitischer Wandel, 
also eine grundlegende Abwendung von teuren 
Prestigeprojekten, nicht stattfand (Pepinsky 2007).
Seit 2006 kritisiert zudem Mahathir seinen 
Amtsnachfolger und die Regierungskoalition. Im 
August 2006 forderte er gar den Rücktritt Badawis. 
Seine Kritik dürfte zumindest dazu beigetragen 
haben, dass die Position des Premierministers, der 
auch innerhalb seiner eigenen Partei keine starke 
Machtbasis hat, geschwächt wurde. Mehrfach gab 
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Mahathir der oppositionsnahen Internetzeitung 
Malaysiakini Interviews und machte keinen Hehl 
daraus, dass er Badawi für unfähig und weite Teile 
der Regierungskoalition für korrupt hält.
Auch die Kritik der Opposition entzündete sich 
u. a. an dem – aus deren Sicht – niemals ernsthaft 
begonnenen Kampf des Premierministers gegen 
Korruption (Nathan 2006; Ooi 2007; The Star, 4.3. 
2007; Malaysiakini, 23.3., 5.4., 10.4.2007). Tatsäch­
lich wurde fast niemand angeklagt oder aus öffent­
lichen Ämtern gedrängt. Der Parteitag der UMNO 
im Jahr 2004 ging als einer der am stärksten von 
money	 politics geprägten in die Parteigeschichte 
ein. Die UMNO­interne Kommission zur Korrup­
tionsbekämpfung ist bisher kaum aktiv geworden. 
Badawis Sohn und sein Schwiegersohn Khairy 
Jamaluddin, der kometenhaft aufgestiegene und 
sehr einflussreiche stellvertretende Vorsitzende der 
UMNO­Jugendorganisation, gerieten bereits mehr­
fach ins Zwielicht. Dasselbe gilt für die Ministerin 
für Internationalen Handel und Industrie, Rafidah 
Aziz, die zuletzt für die intransparente Vergabe von 
Genehmigungen zur vergünstigten Einfuhr von 
PKW verantwortlich war. Der stellvertretende Mi­
nister für Innere Sicherheit, Mohd Johari Baharum, 
soll mehreren Personen aus der Unterwelt gegen 
Bezahlung die vorzeitige Freilassung ermöglicht 
haben, und der stellvertretende Premierminister, 
Najib Tun Razak, steht im Verdacht, nicht nur indi­
rekt in einen Mordfall verwickelt zu sein, sondern 
auch in die mit Bestechungszahlungen verbunde­
ne Beschaffung russischer Sukhoi-Jets und franzö­
sischer U­Boote.
Neben diesen spektakulären Korruptionsfällen 
beschäftigte die Öffentlichkeit eine Verschlechte­
rung der interethnischen und interreligiösen Be­
ziehungen. Beim UMNO­Parteitag im Juli 2005 
votierten die Delegierten für eine Weiterführung 
der umstrittenen Pro-Bumiputera-Politik, also der 
aktiven Förderung der „Söhne der Erde“, das sind 
in erster Linie Malaien. Außerdem waren auf den 
letzten Kongressen mehrfach malaiisch­chauvinis­
tische Stimmen zu hören. Bildungsminister His­
hammuddin, der auch Vorsitzender der UMNO­
Jugendorganisation ist, schwenkte beispielsweise 
auf den Kongressen den keris (Dolch) als Zeichen 
der malaiischen Vorherrschaft (Ketuanan	 Melayu) 
und Wehrhaftigkeit. Alles das wurde von den eth­
nischen Minderheiten mit großer Beunruhigung 
aufgenommen.
Der malaiische Chauvinismus und die damit 
verknüpfte Instrumentalisierung des Islam bewo­
gen neun nichtmuslimische Minister, im Januar 
2006 ein Memorandum vorzulegen, in dem sie ihre 
Besorgnis wegen der angespannten interreligiösen 
Beziehungen zum Ausdruck brachten. Sie sprachen 
sich dafür aus, Gesetze, die die Rechte religiöser 
Minderheiten berühren, zu überprüfen. Nach Pro­
testen zogen die Minister ihr Memorandum zurück 
(New Straits Times, 21.1.2006).
Häufig berichteten die Medien in den letzten 
Jahren über kontroverse Fälle, die das Zusammen­
leben der religiösen Gemeinschaften betrafen (Ma­
laysiakini 30.5., 4.6.2007; The Star 2.6.2007). Die Ma­
laiin Lina Joy beispielsweise versucht seit mehreren 
Jahren ihre Konversion vom Islam zum Christen­
tum legalisieren zu lassen; sie wurde aber unlängst 
an das Oberste Scharia­Gericht verwiesen. Revathi 
Masoosai wurde 2007 wegen angeblicher Apostasie 
sechs Monate in einem Rehabilitationszentrum in 
Selangor festgehalten. Und in einem anderen Fall 
wurde Maniam Moorthy nach muslimischen Riten 
begraben, obwohl seine Angehörigen behaupten, 
er sei Hindu geblieben und nicht, wie von den Be­
hörden angenommen, zum Islam konvertiert. Sol­
che Auseinandersetzungen, die essenzielle Fragen 
betreffen und vor allem die Minderheiten, aber 
auch liberale Muslime beunruhigen, sind typisch in 
einem Land, in dem es seit mehreren Jahrzehnten 
zu einer umfassenden Islamisierung gekommen ist 
(Ufen 2008). Das drückt sich nicht nur im Islamis­
mus der PAS, sondern auch in einer zunehmend 
konservativ-orthodoxen Haltung der UMNO aus. 
Versuche, einen öffentlichen Dialog der Religions­
gemeinschaften zu organisieren, schlugen deshalb 
fehl. Zuletzt wurde eine internationale interreligi­
öse Konferenz, die Anfang Mai 2007 in Kuala Lum­
pur stattfinden sollte, eine Woche vorher von den 
Behörden verboten. In einem solchen Umfeld sind 
Gruppierungen wie Article	11, die sich für Religi­
onsfreiheit einsetzen, marginalisiert. Der multireli­
giösen Dachorganisation wurde es im Juli 2006 un­
tersagt, weitere Diskussionsveranstaltungen durch­
zuführen. Mit anderen Worten: Der von Badawi 
propagierte moderate „Islam	 Hadhari“ („Civiliza-
tional	 Islam“) besteht aus der Sicht religiöser Min­
derheiten nur aus wohlklingenden Phrasen, noch 
dazu, weil jüngst der stellvertretende Premiermi­
nister Najib und anschließend Badawi die 2001 von 
Mahathir aufgestellte, höchst kontroverse Behaup­
tung, Malaysia sei ein Islamstaat, bestätigten.
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3.	 Rekonstituierung	der	Opposition
Als Anwar im September 2004 in einem Revisions­
verfahren überraschend freigesprochen wurde, 
wohl mit dem Einverständnis Badawis, wurde die 
Opposition aus ihrer Lethargie gerissen. Anwar, 
der ehemalige Stellvertreter Mahathirs, der nach 
seiner spektakulären Festnahme und Verurteilung 
aus dem Gefängnis heraus die PKN (später: PKR) 
de facto führte, erwies sich als Integrationsfigur. Er 
konnte zwischen den konservativen, orthodoxen 
Muslimen der PAS, den säkular orientierten Akti­
visten der DAP und seiner eigenen multiethnischen 
Partei vermitteln.
Durch die Wahlniederlage 2004 war die kon­
servative ulama­Faktion der PAS um Abdul Hadi 
Awang unter Druck geraten. Die Partei schwächte 
in der Folge ihre Haltung in der Frage des Islam­
staates ab (Liew 2007). Bei den Parteitagen 2005 
und 2007 stiegen Reformer in wichtige Positionen 
auf. Sie	streben eine Modernisierung der Partei an, 
d. h. eine stärkere Berücksichtigung von Frauen 
und eine Rekrutierungsoffensive vor allem unter 
jungen Wählern, z. B. mit „alternativem Entertain­
ment“, sowie die Einführung moderner Manage­
ment­ und Wahlkampfmethoden. Außerdem wol­
len sie – insbesondere nach der Freilassung Anwars 
– die Partei wieder stärker für Koalitionen auch mit 
säkularen Kräften öffnen.
Die Reformasi­Bewegung wurde nicht nur durch 
politische Parteien, sondern auch von zivilgesell­
schaftlichen Protestbewegungen, die sich u. a. mit 
Hilfe neuer Medien organisierten, belebt. So ent­
stand eine alternative Öffentlichkeit. Die einzige 
Tageszeitung beispielsweise, die weitgehend offen 
berichtet, ist die nur online erscheinende Malaysia-
kini.	Seit ein paar Jahren werden außerdem Blogs 
immer populärer. Das gilt auch für die Verbreitung 
von Videoaufnahmen etwa auf YouTube. Ein Vi­
deo­Clip („The Lingam­Tape“), auf dem dargestellt 
ist, wie die Besetzung wichtiger Richterposten in­
formell festgelegt wird, wurde von Anwar Ibrahim 
bei einer Pressekonferenz der Öffentlichkeit vorge­
spielt. Unter anderem als Reaktion auf diese Ent­
hüllungen marschierten am 26. September 2007 gut 
2.000 Juristen in einem „Walk for Justice“ durch 
Putrajaya. Aufgrund der öffentlichen Debatte sah 
sich die Regierung zudem gezwungen, eine Unter­
suchungskommission einzurichten (Malaysiakini, 
19.9., 27.9. und 29.10.2007). Zwar versuchte die Re­
gierung mehrfach, diesen neuen öffentlichen Raum 
einzuschränken, letztlich ist sie aber ohnmächtig. 
Schließlich wurde im Communications	and	Multime-
dia	Act von 1998 im Zuge der Errichtung von Cy­
berjaya, der malaysischen Silicon­Valley­Variante, 
der freie Datenverkehr im Internet garantiert (The 
Economist, 13.3.2008).
Vor allem in den Wochen vor den Wahlen 2008 
katalysierten zwei Ereignisse die Entstehung ei­
ner breiten, weit in die Zivilgesellschaft hineinrei­
chenden Oppositionsbewegung. Am 10. Novem­
ber 2007 beteiligten sich in Kuala Lumpur etwa 
30.000 Menschen an der größten Demonstration 
seit der Reformasi­Ära (Malaysiakini, 5.­12.11.2007; 
The Star, 10.11. und 12.11.2007; New Straits Times, 
11.10.2007). Organisiert wurde der von der Regie­
rung verbotene Protest von der Coalition	 for	Clean	
and	 Fair	 Elections (Gabungan	 Pilihanraya	 Bersih	 dan	
Adil), kurz: Bersih. Dabei handelt es sich um einen 
Zusammenschluss von etwa 70 Parteien und Nicht­
regierungsorganisationen, zu dem u. a. die PKR, die 
DAP, die PAS, der Gewerkschaftsverband MTUC 
(Malaysian	 Trade	 Union	 Congress) sowie verschie­
dene Menschenrechtsorganisationen wie Aliran 
und Hakam zählen. Eine Delegation, die von An­
war Ibrahim angeführt wurde, übergab dem Sekre­
tär des Königs ein Memorandum, in dem u. a. eine 
Reform des Wahlgesetzes gefordert wird. Die Poli­
zei ging mit Wasserwerfern und Tränengas gegen 
die Demonstranten vor. Ähnlich brutal schritt sie 
bei Protesten ein, die gut zwei Wochen später, am 
25. November 2007, stattfanden. Etwa 30.000 Men­
schen, angeführt von der Hindu	Rights	Action	Force 
(Hindraf), gingen in Kuala Lumpur auf die Straße, 
um gegen die Diskriminierung der indisch­hindu­
istischen Minderheit zu demonstrieren (der Abriss 
eines Tempels in Selangor war der unmittelbare 
Auslöser für die Proteste). Die staatlich als einheit­
liche ethnische Gruppe definierten Inder profitieren 
von der Pro­Bumiputera­Politik nicht und fühlen 
sich daher politisch und wirtschaftlich diskrimi­
niert. Bisher wurde diese tiefsitzende Unzufrieden­
heit durch politische oder religiöse Organisationen 
kaum artikuliert, die Hindraf­Proteste haben diese 
Situation jedoch schlagartig geändert. Die verbote­
ne Demonstration wurde von der Polizei gewaltsam 
aufgelöst. Am 13. Dezember 2007 wurden dann so­
gar fünf Organisatoren der Proteste wegen Gefähr­
dung der nationalen Sicherheit unter Berufung auf 
den drakonischen Internal	Security	Act verhaftet.
Diese Ereignisse stärkten aber nicht nur den 
Zusammenhalt der Opposition, spätestens seit der 
Hindraf­Demonstration gerieten auch der MIC und 
sein Vorsitzender Samy Vellu, der ihn seit 1979 zu­
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nehmend autoritär führt, unter Druck. Der MIC hat 
innerhalb der BN eine wichtige Funktion als Stim­
menbeschaffer; bei den Wahlen von 2004 konnten 
sämtliche Kandidaten des MIC ihre Wahlkreise ge­
winnen.
4.	 Der	Wahlkampf
Badawi legte den Wahltermin so, dass Anwar, der 
nach geltendem Recht erst Mitte April 2008 wieder 
für ein Amt kandidieren durfte, weiterhin nur als 
„Berater“ der PKR fungieren konnte. Der Wahl­
kampf, der aus dem „house­to­house campaign­
ing“ der Kandidaten, öffentlichen Kundgebungen 
(ceramah) usw. besteht, wurde diesmal auf 13 Tage 
festgesetzt. Die Oppositionsparteien hoben die Ver­
säumnisse der BN hervor, insbesondere die grassie­
rende Korruption, die hohe Kriminalitätsrate und 
die fehlende Bereitschaft der Regierung, die Polizei 
trotz der Empfehlungen einer vom König einge­
setzten Kommission zu reformieren. Die Oppositi­
on setzt sich außerdem im Gegensatz zur BN u. a. 
für freie und faire Wahlen, für die Abschaffung re­
pressiver Gesetze, wie des Internal	Security	Act, und 
der Pro­Bumiputera­Politik ein. Außerdem fordert 
sie die Wiedereinführung von Kommunalwahlen. 
Besonders die DAP und die PKR betonen die Rech­
te religiöser und ethnischer Minderheiten. Die PAS 
verzichtete anders als 2004, aber ähnlich wie 1999, 
auf eine Thematisierung der Frage der Scharia und 
des Islamstaates. Sie konzentrierte sich stattdessen, 
wahrscheinlich nach dem Vorbild islamistischer 
Parteien in der Türkei und Indonesien, auf die Pro­
pagierung eines Wohlfahrtsstaates.
Die Oppositionsparteien konnten sich im Feb­
ruar darauf einigen, außer in einigen Regionen Ost­
malaysias, sogenannte „three-cornered fights“ zu 
vermeiden, also in jedem Wahlkreis nur jeweils ei­
nen Kandidaten antreten zu lassen. Ein solcher Pakt 
ist keineswegs selbstverständlich. Im Wahlkampf 
traten Vertreter der DAP und der PKR sowie der 
PKR und der PAS bei Veranstaltungen häufig ge­
meinsam auf. Es kam diesmal aber nicht zu einem 
Bündnis wie 1999 (damals als BA).
Die BN verwies im Wahlkampf insbesondere 
auf ihre wirtschaftspolitischen Erfolge. Im Jahre 
2007 betrug das Wachstum des Bruttoinlandspro­
duktes 6,3 %, im letzten Quartal des Jahres sogar 
7,3 %. Allerdings machten der Regierung steigende 
Preise für Nahrungsmittel und Benzin zunehmend 
zu schaffen. Vor wenigen Wochen kam es sogar zu 
einem Engpass bei der Versorgung mit Palmöl. Der 
Wahltermin wurde auch deshalb auf einen so frü­
hen Zeitpunkt gelegt, weil die Regierung in naher 
Zukunft die Subventionen für Benzin weiter sen­
ken will. Die Opposition hat aus den Ausgabenstei­
gerungen für die Bevölkerung Kapital geschlagen 
und die Subventionskürzungen strikt abgelehnt. 
Sie will zudem die Verantwortlichkeiten von Auf­
sichtsbehörden (z. B. der Menschenrechtskommissi­
on und der Antikorruptionsbehörde) stärken, volle 
Transparenz der öffentlichen Haushalte und Staats­
unternehmen herstellen sowie letztlich die Patro­
nagemaschine der BN zerschlagen.
Die starken Verluste der Regierungskoalition 
deuteten sich in Umfragen, von denen viele nicht 
veröffentlicht werden, bereits an. Anwar Ibrahim 
war sich wenige Tage vor den Wahlen schon sicher, 
dass die BN ihre Zweidrittelmehrheit einbüßen 
werde und bezog sich u. a. auf geheimdienstliche 
Quellen. Diese Einschätzung veranlasste ihn zu 
der Vermutung, dass die Entscheidung der Wahl­
kommission vom 4. März, nichtabwaschbare Tinte 
aus Sicherheitsgründen nicht einzusetzen, gefällt 
worden war, um durch verschiedene Manipulati­
onen die Verluste zu begrenzen. Es gibt außerdem 
Hinweise darauf, dass die BN vor allem durch die 
Briefwahl stark bevorteilt wird und dass es auf­
grund mangelhaft geführter Wählerverzeichnisse 
zur mehrfachen Stimmenabgabe kommt.
5.	 Ergebnisse
Auf den ersten Blick scheinen die Wahlergebnisse 
nicht spektakulär zu sein, da die Regierungskoa­
lition weiterhin eine deutliche Mehrheit der Sitze 
für sich verbuchen kann (siehe Tabelle 1). Vor dem 
Hintergrund der über 50­jährigen Dominanz der 
BN in einem politischen System, das zunehmend 
autoritäre Züge angenommen hat, sind die Resul­
tate jedoch sensationell.
Die BN gewann 51 % der Stimmen, aber 63 % 
der Sitze auf Bundesebene. Ihr Wahlsieg beruhte 
auf der außerordentlichen Dominanz in drei Bun­
desländern: in Johor, das seit jeher die wichtigste 
Machtbasis der UMNO ist, sowie in den ostmalay­
sischen Bundesländern Sarawak und Sabah, wo die 
BN 30 von 31 bzw. 24 von 25 Mandaten für das na­
tionale Parlament gewinnen konnte. Auf der Lan­
desebene waren die BN­Erfolge besonders in Sabah 
(56 der 57 Sitze), in Perlis (14 der 15 Sitze) und in 
Johor (50 der 56 Mandate) ungefährdet.
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Tabelle	1:	 Abgeordnete	im	nationalen	Parlament	
seit	1990	(wichtigste	Parteien)*
In Westmalaysia erhielt die BN nur 49,8 % der gül­
tigen Stimmen. Die UMNO verlor allein 30 Sitze 
im nationalen Parlament. Der MIC büßte sechs der 
neun Sitze im Dewan	Rakyat und 13 der 19 Sitze in 
Landesparlamenten ein. Parteipräsident Samy Vel­
lu verlor – nach 34 Jahren – sein Mandat in Sungai 
Siput. Die mehrheitlich chinesische Partei Gerakan, 
die seit 1969 in Penang regiert hatte, verlor dort 
sämtliche Sitze. Parteipräsident Koh Tsu Koon bot 
seinen Rücktritt an. Die MCA erhielt in nur 15 von 
40 Wahlkreisen auf Bundesebene, und in 31 von 90 
Wahlkreisen auf Landesebene die Mehrheit. MCA­
Präsident Ong Ka Ting übernahm ebenfalls die Ver­
antwortung für die Wahlniederlage und erklärte, 
keine Position im Kabinett annehmen zu wollen.
Für die Oppositionsparteien waren die Wahl­
siege in fünf der 13 Bundesländer noch wichtiger 
als die 82 Sitze im nationalen Parlament. In Kedah 
gewannen sie 22 der 36 Sitze (PAS 16, PKR 5, DAP 
1), in Kelantan 39 von 45 (PAS 38, PKR 1), in Penang 
29 von 40 (DAP 19, PKR 9, PAS 1), in Perak 31 von 
59 (DAP 18, PKR 7, PAS 6) und in Selangor 36 von 
56 (PKR 15, DAP 13, PAS 8). Die PAS konnte nicht 
nur ihre Mehrheit in Kelantan, die sie seit 1990 
innehat, verteidigen, sie stellt außerdem in Perak 
und Kedah jeweils den neuen Ministerpräsidenten 
(Chief	 Minister). Darüber hinaus gibt es eine von 
der DAP geführte Regierung in Penang und ein Ka­
binett unter Führung des PKR-Generalsekretärs in 
Selangor.
Anders als bei den letzten Wahlen waren die 
Oppositionsparteien besonders in Wahlkreisen mit 
heterogener ethnischer Zusammensetzung (mixed	
seats) erfolgreich, da diesmal die Mehrheit der Chi­
nesen und der Inder gegen die BN­Parteien stimm­
te. Eine Meinungsumfrage des Merdeka	Centre hatte 
Ende Januar ergeben, dass nur 38 % der Inder und 
42 % der Chinesen mit der Arbeit Badawis zufrie­
den gewesen seien (International Herald Tribune, 
31.1.2008). Nach Ong (2008) wählten in Westmalay­
sia insgesamt 58 % der Malaien, aber nur 35 % der 
Chinesen und 48 % der Inder BN­Kandidaten. Der 
Swing von der BN zur Opposition betrug dort bei 
den Malaien fünf, bei den Chinesen 30 und bei den 
Indern sogar 35 Prozentpunkte. Es ist unklar, ob es 
sich in erster Linie um Protestwahlen gehandelt hat 
oder ob die Ergebnisse Ausdruck einer langfristi­
gen Veränderung des Wählerverhaltens sind.
6.	 Ausblick
Die Regierung und die BN­Parteien stehen nun 
unter enormem Druck. Die Regierungskoalition ist 
gegenwärtig so geschwächt wie zuletzt 1969, als ein 
ähnliches Wahldesaster zu ethnischen Unruhen, 
zur Ausrufung eines 20 Monate währenden Aus­
nahmezustandes und zur dauerhaften Einschrän­
kung von Grundrechten führte.
In fast allen BN­Parteien könnte es in naher 
Zukunft zu umfangreichen personellen Verände­
rungen kommen. Zahlreiche Spitzenpolitiker wer­
den ihre politische Laufbahn beenden müssen; ge­
rade auch die Position von Premierminister Abdul­
lah Badawi ist nachhaltig geschwächt. Rücktritts­
forderungen, u. a. von seinem Vorgänger Mahathir 
Mohamad, konnte er bisher allerdings erfolgreich 
abwehren und eine neue Regierung bilden.
Die Opposition hat nicht nur mit 82 Abgeordne­
ten im nationalen Parlament eine sehr starke Reprä­
sentation, die Verfassungsänderungen blockieren 
kann. Sie hat überdies in fünf Landesparlamenten 
Regierungsverantwortung übernommen und kann 
dort umfassende Reformen einleiten.
1990 1995 1999 2004 2008
Barisan	Nasional	(BN) 127 162 148 198 140
UMNO 71 88 72 109 79
MCA 18 30 28 31 15
PPBB	(seit	2004:	PBB) 10 13 10 11 14
MIC 6 6 7 9 3
Gerakan 5 7 7 10 2
Opposition 49 30 45 20 82
PAS 7 7 27 7 23
PKN	(seit	2004:	PKR) ­ ­ 5 1 31
DAP 20 9 10 12 28
PBS	(seit	2004	Teil	der	
BN)
14 8 3 ** ­
Semangat	’46*** 8 6 ­ ­ ­
Gesamt 180 192 193 219 222
* DAP – Democratic	Action	Party, 
Gerakan – Party	Gerakan (Parti	Gerakan	Rakyat	Malaysia), 
MCA – Malaysian	Chinese	Association, 
MIC – Malaysian	Indian	Congress, 
PAS – Pan-Malaysian	Islamic	Party (Parti	Islam	SeMalaysia), 
PBB – United	Traditional	Bumiputera	Party (Parti	Pesaka		
											Bumiputera	Bersatu), 
PBS – United	Sabah	Party (Parti	Bersatu	Sabah) 
PKN – National	Justice	Party (Parti	Keadilan	Nasional), 
PKR – People’s	Justice	Party (Parti	Keadilan	Rakyat), 
UMNO – United	Malays	National	Organization.
** 4 Sitze für die BN.
*** Abspaltung von der UMNO; die meisten Mitglieder tra­
ten 1996 dieser wieder bei.
Quelle: Election Commission.
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Es ist in den nächsten Jahren mit einer wesent­
lichen Intensivierung der politischen Auseinander­
setzungen sowohl zwischen den Parteien als auch 
innerhalb der Zivilgesellschaft zu rechnen. Dabei 
wird es entweder zu einer politischen Öffnung 
oder vermehrt zu staatlicher Repression kommen.
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